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Alles eine Frage der Zeit

Nachdem das höchste deutsche Arbeitsgericht  
festgestellt hatte, bereits jetzt und auf Grund-
lage des geltenden Rechts bestünde die Pflicht, 
die Arbeitszeit der Beschäftigten zu erfassen, 
konnte die Politik nicht länger untätig bleiben.  
Mittlerweile liegt der Gesetzesentwurf vor.  
Auch wenn an einigen Feinheiten noch gefeilt werden 
dürfte, steht fest: die Arbeitszeiterfassung wird Pflicht!

Arbeitgeber müssen die Arbeitszeit der Beschäftigten 
elektronisch erfassen und die Aufzeichnungen darüber 
mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Die Zeiterfas-
sung muss am Tag der Arbeitsleistung erfolgen und nicht 
„irgendwann mal“.  

Es gibt Ausnahmen
 
Um kleinere Betriebe mit der Einführung von elektroni-
schen Zeiterfassungssystemen nicht zu überfordern, gibt 
es Ausnahmen: 
» 1 Jahr ab 250 Mitarbeitenden
» 2 Jahre bei weniger als 250 Mitarbeitenden
» 5 Jahre bei weniger als 50 Mitarbeitenden
» Zeiterfassung in Papierform weiterhin ausreichend bei 
10 Mitarbeitenden und weniger

Erfasst werden müssen:
» Beginn und Ende der Arbeitszeiten (Dauer der Arbeits-
zeit)
» Pausenzeiten
» Mehrarbeit

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, auch den Ausgleich der 
Mehrarbeit über acht Stunden und die Ersatzruhetage für 
Sonntags- und Feiertagsarbeit täglich aufzuzeichnen.

Der Gesetzesentwurf verlangt, dass Anfang, Ende und 
Dauer der Arbeitszeit am selben Tag und elektronisch er-
fasst werden.  
Das heißt: Möglich sind elektronische Zeiterfassungs-
systeme oder elektronische Tabellen wie z. B. Excel. 
Die Erfassung mit Stift und Papier ist hiernach außer-
halb der Ausnahmen nicht zulässig. Der Gesetzesent-
wurf schweigt hingegen dazu, wie mit kurzzeitigen 
Tätigkeiten wie dem klassischen „kurzen“ Checken der 
dienstlichen E-Mails nach Feierabend, umzugehen ist.

BEI VERSTOSS DROHT BUSSGELD

Arbeitgeber können die Zeiterfassung auf die Beschäf-
tigten delegieren, bleiben aber für die ordnungsgemäße 
Aufzeichnung verantwortlich. Verstöße gegen die Auf-
zeichnungspflichten können ein Bußgeld zur Folge haben. 
Arbeitgeber sollten sich deshalb stichprobenhaft davon 
überzeugen, dass die Aufzeichnungen korrekt sind. Durch 
die Pflicht des Arbeitgebers zur Dokumentation der geleis-
teten Arbeitszeit wird die Geltendmachung von Überstun-
den dem Arbeitnehmer erleichtert. Zwar muss er noch im-
mer darlegen (und im Streitfall beweisen), dass geleistete 
Überstunden vom Arbeitgeber angeordnet worden waren. 
Jedenfalls aber dürften die Aufzeichnungen, die ihm der 
Arbeitgeber zur Verfügung stellen muss, Begehrlichkeiten 
geweckt werden. Hinzukommt, dass Arbeitgeber sicher-
stellen müssen, dass ihnen Verstöße gegen die gesetzli-
chen Bestimmungen zu Dauer und Lage der Arbeits- und 
Ruhezeiten bekannt werden, zum Beispiel durch die ent-
sprechende Meldung des Arbeitszeiterfassungssystems. 

Da die elektronische Zeiterfassung eine technische Ein-
richtung im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes ist, 
die dazu bestimmt ist, „das Verhalten oder die Leistung 
der Arbeitnehmer zu überwachen“ haben Betriebsräte bei 
deren Einführung ein Mitbestimmungsrecht. Das heißt, sie 
können den Abschluss einer entsprechenden Betriebsver-
einbarung verlangen.
 
Für weitere Informationen können  
Sie sich gerne an Christian Hagemeyer  
wenden unter hagemeyer@kfz-nrw.de 

Die Arbeitszeit der Beschäftigten muss künftig elektronisch erfasst werden. Das Bundesarbeitsministe-
rium (BMAS) legt einen entsprechenden Entwurf zur Änderung des Arbeitszeitgesetzes vor. 
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TOTE UNTERNEHMER 

Der Tod kommt oftmals in der Unternehmensplanung 
nicht vor. Demzufolge ist die Mehrheit der Unternehmer 
auf den Fall unvorbereitet. Menschlich ist das verständ-
lich, denn niemand beschäftigt sich zu Lebzeiten gerne 
mit dem eigenen Ableben. 

DOCH WAS MUSS GETAN WERDEN, UM IM NOTFALL DEN 
FORTBESTAND DES UNTERNEHMERS ZU SICHERN?

Das Wichtigste ist eine Generalvollmacht, die sich zum 
Beispiel bei einem Unternehmerehepaar beide Partner 
gegenseitig ausstellen können. Die Vollmachten sollten 
zumindest getrennt aufbewahrt werden; besser noch bei 
einem Notar hinterlegt werden. Ebenso wichtig für einen 
„Notfallkoffer“: ein notarielles Testament sowie eine Be-
treuungs- und eine Patientenverfügung. 

Der uneingeschränkte Zugang zu geschäftlichen Informa-
tionen entscheidet, ob eine plötzliche Nachfolge gelingt. 
Vor allem muss der finanzielle Handlungsspielraum be-
dacht werden; es wäre sonst schwierig die Zeit bis zur Aus-
stellung eines Erbscheins zu überbrücken.  

UNTERSCHIEDLICHE REGELUNGEN

Ob ein Unternehmen nach dem Tod des Inhabers nahtlos 
weitergeführt werden kann, hängt auch von der Rechts-
form ab. Für Einzelunternehmen, Personengesellschaften 
und GmbHs gelten dabei unterschiedliche Regelungen. 
Bei Einzelunternehmen muss zwischen den zivil- und 
steuerrechtlichen Auswirkungen unterschieden werden. 
Zivilrechtlich kommt es darauf an, ob es sich beim verstor-
benen Unternehmer um einen „eingetragenen Kaufmann“ 
(e. K.) handelte. War der Verstorbene kein eingetragener 
Kaufmann, ist das Unternehmen zivilrechtlich ‚unsicht-
bar‘ und wird mit dem Tod aufgelöst. Bei einem eingetra-
genen Kaufmann geht das Unternehmen dagegen auf die 
Erben über. Die Erben haben dann sechs Monate Zeit zu 
entscheiden, ob sie das Unternehmen fortführen wollen. 
Wenn sie sich dagegen entscheiden, gilt das Unternehmen 
rückwirkend mit dem letzten Lebenstag als beendet. Dann 
muss auch mit diesem Tag eine steuerliche Schlussbilanz 
gemacht werden. Soll das Unternehmen weitergeführt 
werden, können die Erben das Unternehmen mit allen Ak-
tiv- und Passivwerten fortführen.

Bei Personengesellschaften hängt die Nachfolge vom Ge-

sellschaftsvertrag ab. Denn das Gesellschaftsrecht steht 
über dem Erbrecht. Dabei gibt es zwei mögliche Kons-
tellationen:  Gibt es keine Nachfolge-Regelung im Gesell-
schaftsvertrag, gehen die Anteile an die bereits an der Ge-
sellschaft beteiligten Personen über. Die Erben gehen aber 
nicht leer aus, sondern haben Anspruch auf eine Kapital-
abfindung. Im Fall der sogenannten „qualifizierten“ Nach-
folgeregelung, tritt eine im Gesellschaftsvertrag genannte 
Person die Nachfolge an. Weitere gesetzliche Erben haben 
dann Anspruch auf eine Kapitalabfindung.

BESONDERE REGELUNGEN

Bei der KG gelten besondere Regelungen: Bei der ein-
fachen Nachfolgeregelung wird im Gesellschaftsvertrag 
festgeschrieben, dass die gesetzlichen Erben die Unter-
nehmensanteile bekommen. Gibt es mehrere Erben, wird 
jeder einzelne Gesellschafter der KG. Bei Komplementä-
ren kommt es darauf an, ob es sich um eine natürliche 
oder eine juristische Person handelt. Ist die Komplemen-
tärin eine natürliche Person, gilt das Erbrecht, die Anteile 
werden also auf die gesetzlichen Erben aufgeteilt. Anders 
verhält es sich bei einer GmbH & Co. KG, bei der die GmbH 
die Komplementärin ist. Werden die Anteile an der GmbH 
wiederum von der KG selbst gehalten, werden die Anteile 
wie bei Kommanditisten verteilt.

Bei der GmbH die jeweilige Klausel im Gesellschaftsvertrag 
entscheidend: Bei einer „Einziehungsklausel“ werden die 
Anteile auf bereits beteiligte Gesellschafter übertragen. 
Die gesetzlichen Erben des verstorbenen Unternehmers 
haben dann einen Anspruch auf eine Kapitalabfindung, 
werden aber nicht Gesellschafter. Mittels einer „Abtre-
tungsklausel“ lassen sich die Anteile an eine im Gesell-
schaftsvertrag bestimmte Person vererben. Wenn jedoch 
keine Regelung im Gesellschaftsvertrag existiert, gehen 
die Anteile an die gesetzlichen Erben. Gibt es mehrere Er-
ben, wird jeder von ihnen Gesellschafter der GmbH, was 
nicht immer im Sinne der Bewahrung des Lebenswerkes 
des Erblassers sein dürfte.

Für weitere Informationen können  
Sie sich gerne an Wolfgang Esser 
wenden unter esser@kfz-nrw.de.

Eine geordnete Nachfolgeregelung stellt für jeden Unternehmer eine Herausforderung dar. Es gibt aber 
auch den unvorhergesehenen Fall: Der plötzliche Tod des Chefs! 
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 Geldwäscheprävention - Wenn die Saubermänner zweimal klingeln

	 Stichprobenartige Kontrollen  

Die Aufsichtsbehörden kontrollieren die Einhaltung dieser 
Pflichten auch ohne einen konkreten Anlass, da es sich um 
eine Stichprobenkontrolle nach § 51 Abs. 3 GWG handelt. 
Hierzu bestehen besondere Betretungs- und Kontroll-
rechte bei Betrieben. Nichtbeachtung der gesetzlichen 
Pflichten können mit Bußgeldern in empfindlicher Höhe 
geahndet werden. In Nordrhein-Westfalen obliegt die Auf-
sicht den Bezirksregierungen. 

Betriebe werden vorab benachrichtigt 

Grundsätzlich werden die Betriebe ca. zwei Wochen 
vor dem Termin per Post informiert, dass eine Vor-
Ort-Prüfung im Hinblick auf die Einhaltung der Vor-
schriften des Geldwäschegesetzes (GWG) erfolgt.  
Gleichzeitig wird gefordert, vorab folgende Unterlagen 
einzureichen:

• Auflistung aller Bargeldannahmen ab 10.000 Euro für das      
aktuelle sowie der drei vergangenen Jahre,
• Betriebliche Risikoanalyse und ein Konzept der Geldwä-
scheprävention,
• Organisations- und Handlungsanweisungen und

• Schulungsnachweise für die relevanten Mitarbeiter. 

Der Termin vor Ort 

Am Tag des Besuchs findet nach einem Vorgespräch 
direkt die Prüfung statt. Es werden alle Transak-
tionen der letzten dreieinhalb Jahre angeschaut, 
einschließlich der Kassenbücher, Debitorenkon-
ten, Rechnungs- und Vertragsunterlagen, Identi-
fikationsprüfungen und GwG-Dokumentationen. 
 
Jeder Händler muss, wenn Bargeschäfte getätigt werden 
sowie im Betrieb mehr als neun Personen in den Berei-
chen Akquise, Kasse, Kundenbuchhaltung, Verkauf und 
Geschäftsführung tätig sind, einen Geldwäschepräven-
tionsbeauftragten bei der Bezirksregierung bestellen.

Nachweispflicht

Das GwG schreibt vor, dass jeder Betrieb ein Ri-
sikomanagement nachweisen kann, sich den 
Sorgfaltspflichten des Gesetzgebers unterwirft 
und umgehend Verdachtsmeldungen abgibt.  

 
Weitere Informationen und Checklisten können Sie gerne 
per E-Mail anfordern: info@nrw.landbautechnik.de.

Das Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwäschegesetz - GwG) ist seit 
Juni 2017 in Kraft und wurde zuletzt im Januar 2020 aktualisiert. Es verpflichtet Händler hochwertiger 
Güter bei Bargeschäften über 10.000 Euro Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen.
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